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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 4. September 1970 

1/4 (IV/5) — 65304 — Zo 33/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß § 77 Abs. 1 Nr. 1 des Zollgesetzes 
vom 18. Mai 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 529) in der zur Zeit 
geltenden Fassung die von der Bundesregierung beschlossene 

Verordnung zur Änderung des Deutschen 
Teil-Zolltarifs (Nr. 13/70 — 2. Verlängerung 
der Zollaussetzungen für Stahlerzeugnisse) 


nebst Begründung mit der Bitte, die Zustimmung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Es handelt sich um eine dringliche Zollvorlage im Sinne des 
§ 96 a der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages. 

Die Verordnung ist gleichzeitig dem Herrn Präsidenten des 
Bundesrates übersandt worden. 


Brandt 
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Verordnung 

zur Änderung des Deutschen Teil-Zolltarifs 
(Nr. 13/70 — 2. Verlängerung der Zollaussetzungen 
für Stahlerzeugnisse) 


Auf Grund des § 77 Abs. 1 Nr. 1 des Zollgesetzes ln 
der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Mai 1970 
(Bundesgesetzbl. I S. 529) verordnet die Bundes- 
regierung, nachdem dem Bundesrat Gelegenheit zur 
Stellungnahme gegeben worden ist, mit Zustimmung 
des Bundestages: 

§ 1 

Im Deutschen Teil-Zolltarif (Bundesgesetzbl. 1968 
II S. 1044) in der zur Zeit geltenden Fassung wird 
der Anhang Zollaussetzungen mit Wirkung vom 
1. Juni 1970 wie folgt geändert: 

In den Bestimmungen zu den Tarifstellen 73.06 
(Waren dieser Tarifnummer usw.) r 73.07-A-I und B-I 
(Waren dieser Tarifstellen usw.), 73.08 (Waren die- 


ser Tarifnummer usw.) und 73.10-A-I (Waren dieser 
Tarifstelle usw.) wird in der Spalte 2 (Warenbe- 
zeichnung) die Zeitangabe „bis 31. Mai 1 970“ je- 
weils ersetzt durch: „bis 31. Juli 1970". 


§2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 89 des Zollgeset- 
zes auch im Land Berlin. 

§3 * 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
kündung in Kraft. 
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Begründung 


(1) Bei bestimmten (nachstehend in Absatz 3 aufge- 
führten) Stahlerzeugnissen ist die derzeitige Kon- 
junkturlage durch eine außergewöhnlich starke 
Nachfrage kennzeichnet. Im Hinblick auf diese Kon- 
junkturlage hatte die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften aufgrund des Beschlusses der im 
Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der Mit- 
gliedstaaten vom 15. September 1969 1 ) mit Entschei- 
dung Nr. 69/326/EGKS vom 19. September 1969 2 ) 
die Mitgliedstaaten ermächtigt, abweichend von Ar- 
tikel 1 der Empfehlung Nr, 1/64 der Hohen Behörde 
vom 15. Januar 1964 3 ) die Zollsätze für eine Reihe 
von Eisen- und Stahlerzeugnissen für die Zeit vom 
1. Oktober 1969 bis 31. Januar 1970 vollständig 
auszusetzen. 

Die Bundesregierung hatte von der ihr erteilten Er- 
mächtigung zur Aussetzung der Zollsätze für die be- 
troffenen Waren Gebrauch gemacht, um das Angebot 
zu vergrößern und dem steigenden Preistrend ent- 
gegenzuwirken. Hinweis auf die Verordnung zur 
Änderung des Deutschen Teil-Zolltarifs (Nr. 16/69 — 
Zollaussetzungen für Stahlerzeugnisse) vom 16. De- 
zember 1969 4 ). 

(2) Mit Entscheidung der Kommission Nr. 70/109/ 
EGKS vom 29. Januar 1970 5 ) wurden die Mitglied- 
staaten ermächtigt, für die betroffenen Stahlerzeug- 
nisse die bis 31. Januar 1970 befristeten Zollausset- 
zungen — bei teilweiser Änderung der Zollsatz- 
höhe — auch für die Zeit vom 1. Februar 1970 bis 
31. Mai 1970 fortzusetzen. Hinweis auf die Verord- 
nung zur Änderung des Deutschen Teil-Zollarifs 
(Nr. 8/70 — Verlängerung der Zollaussetzungen für 
Stahlerzeugnisse) vom 1. April 1970 6 ). 

(3) Auf dem gemeinsamen Stahlmarkt besteht wei- 
terhin Knappheit bei solchen Erzeugnissen, die nicht 
in ausreichenden Mengen innerhalb der Gemein- 
schaft hergestellt werden. Aufgrund des Beschlus- 
ses der im Rat vereinigten Vertreter der Regierun- 
gen der Mitgliedstaaten vom 29. Mai 1970 hat daher 
die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
mit Entscheidung Nr. 70/294/EGKS vom 1. Juni 


1970 7 ) die Mitgliedstaaten ermächtigt, abweichend 
von Artikel 1 der Empfehlung Nr. 1/64 der Hohen 
Behörde vom 15. Januar 1964 die Zollsätze bei der 
Einfuhr der nachstehend aufgeführten Eisen- und 
Stahlerzeugnisse auch für die Zeit vom 1. Juni 1970 
bis 31. Juli 1970 auf folgende Höhe auszusetzen: 

Aus- 

Tarifstelle Warenbezeichnung Setzung 

auf 

73.06 Rohluppen, Rohschienen, 

Rohblöcke (Ingots), auch 
formlose Stücke aus Eisen 
oder Stahl frei 

73.07- A-I Vorblöcke (Blooms) und 

Knüppel, gewalzt frei 

73.07- B-I Brammen und Platinen ge- 

walzt frei 

73.08 Warmbreitband aus Stahl, in 

Rollen . . frei 

73.10-A-I Walzdraht, nur warm ge- 

walzt oder nur warm strang- 
gepreßt 4% 

(4) Durch den vorliegenden Verordnungsentwurf 
macht die Bundesregierung aus den in Absatz 1 
genannten Gründen von der ihr erteilten Ermächti- 
gung Gebrauch. 

*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 1969 

Nr. L 238/1 1 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 1969 

Nr. L 242/25 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften’ 1964 

S. 99 

4 ) Bundesgesetzblatt II S. 2234 

5 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 1970 

Nr. L 23/26 

6 ) Bundesgesetzblatt II S. 181 

7 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 1970 

Nr. L 123/15 
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